A . Anlage 1
Amt fir Stadtentwicklung
y Stadtplanung zur Vorlage Nr. 774/2006

Verkehrsplanung

Begrindung

zum Bebauungsplan Nr. 479:
Grevener Stral3e / Friesenring / Martin-Luther-Strafl3e / Melchersstralde

Inhalt

1. Planungsanlass / Planungsgrundlagen
2. Geltungsbereich
3. Planungsrechtliche Situation
3.1 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan
3.2 Bestehendes Planungsrecht / sonstige Satzungen,
Verordnungen
4. R&umliche und strukturelle Situation
5. Planungsziele
6. Inhalte des Bebauungsplans
6.1 Grundzlge der Planung
6.2 Bauliche Nutzung und Baugestaltung
6.2.1 Art und Mal3 der baulichen Nutzung,
Bauweise
6.2.2 Uberbaubare Grundstiicksflachen
6.2.3 Firstrichtung, Dachform, Material,
Farbgebung, Werbeanlagen
6.2.4 Stellplatze, Nebenanlagen
6.2.5 Freiflachen, Begriinung
6.3 Verkehrsflachen / Erschliel3ung
6.4 Ver- und Entsorgung / technische Infrastruktur
6.5 Gemeinbedarf / soziale Infrastruktur
6.6 Immissionsschutz
6.7 Altlasten / Altstandorte
6.8 Denkmalschutz / Arch&ologie
7. Auswirkungen auf die Umwelt
8. Gesamtabwagung
9. Realisierung der Planung / Durchfiihrungsmalfinahmen

B il vonsTer BEGRUNDUNG / Seite 1 von 10



A

Amt fir Stadtentwicklung
[ | Stadtplanung
Verkehrsplanung Bebauungsplan Nr. 479
1. Planungsanlass / Planungsgrundlagen

Das Kreuzviertel ist ein attraktives zentrumnahes Wohnviertel aus dem Anfang des 20. Jahrhunderts. Ne-
ben den aus dieser Zeit erhaltenen, zum grofR3en Teil denkmalwerten Wohngeb&uden bestimmt vor allem
die griinderzeitliche Blockstruktur seine besondere stadtebauliche Qualitét. Dieser klassischen Struktur
kommt gerade in der heutigen Zeit besondere Bedeutung zu, da sie die Mdglichkeit bietet, trotz hoher
baulicher Dichte in den von den Emissionen des Stra3enverkehrs und Versiegelung abgewandten Blo-
ckinnenbereichen Wohnruhe und 6kologischen Ausgleich zu schaffen. Dieses Potential kann jedoch nur
dann genutzt werden, wenn bauliche Verdichtung und Verkehr in den Blockinnenbereichen begrenzt blei-
ben.

Die attraktive Wohnlage veranlasst Eigentiimer seit Jahren, nicht nur im Bereich der Stralenrandbebau-
ung, sondern auch in den rickwartigen Grundstiicksbereichen Wohnbebauung sowie oberirdische Stell-
platz- und Garagenanlagen zu beantragen. Das geltende Planungsrecht - unbeplanter Innenbereich nach
§ 34 Baugesetzbuch (BauGB) - bietet nur eine unzureichende Grundlage, um solchen Tendenzen zu be-
gegnen und die ,griinen Lungen“ des Kreuzviertels zu erhalten.

Aus diesem Grunde hat der Rat der Stadt Miunster die Aufstellung von Bebauungsplénen fir das Kreuz-
viertel beschlossen, die stadtebauliche Fehlentwicklungen ausschliel3en und eine eindeutige planungs-
rechtliche Beurteilungsgrundlage fir Bauantrdge schaffen sollen. Wegen der betrachtlichen raumlichen
Ausdehnung erfolgt eine Aufteilung in drei Plangebiete mit einem 6stlichen Teil (Nr. 481), einem westli-
chen Teil (Nr. 480) sowie dem vorliegenden nordwestlichen Teil (Nr. 479).

2. Geltungsbereich

Das Plangebiet wird begrenzt durch

- den Friesenring im Norden

- die Martin-Luther-Straf3e im Osten
- die Melchersstralte im Stiden und
- die Grevener Stral3e im Westen.

Innerhalb des Gebietes liegen folgende Grundstiicke:

Gemarkung Miinster

Flur 110

Flurstiicke 388, 390, 392, 393, 394, 396, 397, 402. 403, 404, 405, 406, 407, 408, 409, 412, 413, 418,
419, 420, 422, 423, 425, 426, 430, 431, 432, 433, 434, 437, 438, 439, 440, 441, 442, 443, 444, 445, 446,
447, 448, 449, 452, 453, 454, 455, 458, 459, 460, 461, 466, 467, 468, 471, 474, 475, 476, 477, 478, 479,
480, 482, 486, 493, 494, 495, 496, 499, 500, 501, 502, 503, 504, 505, 506, 507, 508, 509, 510, 513, 514,
517, 518, 519, 522, 523, 525, 526, 529, 532, 533, 534, 535, 536, 537, 541, 542, 562, 563, 578, 579, 580,
581, 583, 584, 585, 616, 617, 618, 638, 639, 648, 649, 681, 682, 684, 685, 707, 708, 727, 728, 730, 732,
734, 736, 738, 740, 767, 768, 769, 795, 796, 797, 884, 912, 913, 914, 929, 930, 956, 957, 959, 960, 972
Teil des Flurstlicks 751

Die Grenzen des rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind im Plan durch einen grauen
Farbstreifen bezeichnet.
3. Planungsrechtliche Situation

3.1 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan ist das Kreuzviertel insgesamt als Wohnbauflache dargestellt.
Da die Art der baulichen Nutzung sich im Ubrigen weiter nach dem Malfistab der ndheren Umgebung
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richten soll und diese durch Wohnen gepragt ist, ist die Planung aus dem Flachennutzungsplan entwi-
ckelt.

3.2 Bestehendes Planungsrecht / sonstige Satzungen, Verordnungen

Das gesamte Kreuzviertel erstreckt sich zwischen dem nérdlichen Ring, der Kanalstral3e, der Promenade
und der Grevener StralRe. Die Bereiche noérdlich der Melchers- und WichernstralRe sind weitgehend durch
frihere Bebauungsplane bzw. den Aufstellungsbeschluss Kleine Wienburgstraf3e planerisch erfasst. Der
verbleibende gréRere und altere Teil des Kreuzviertels wird nunmehr neu beplant.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan fir den nordwestlichen Teil wird unbeplanter Innenbereich nach §
34 BauGB uberplant.

Der sudliche Teil des Plangebietes unterliegt der Erhaltungssatzung Nordviertel nach § 172 BauGB. Die
Grenze der Satzung wird im Bebauungsplan nachrichtlich dargestellit.

4. Raumliche und strukturelle Situation

Die stadtebauliche Entwicklung Miinsters vollzog sich etwa bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts durch bau-
liche Verdichtung innerhalb des Promenadenringes. Der Bereich des heutigen Nordviertels war bis zu
dieser Zeit Gartenvorland fir die Stadtbewohner. Die damalige Lage der Stral3en, die radial aus der
Stadtmitte fuhrten, und das dazwischen liegende Geflecht von Wegen und Stiegen sind noch heute im
Nordviertel ablesbar. Erste Bebauung entstand in Form von sogenannten Gartenhdusern sowie verein-
zelten gewerblichen Bauten. Seit Anfang des 20. Jahrhunderts entwickelte sich auf der Grundlage um-
fanglicher stadtebaulicher Planung (Stral3en- und Fluchtlinienplane) die heutige verdichtete Wohnbebau-
ung, zundchst an den Hauptverkehrsstral3en, dann im Bereich der Kreuzkirche. Bis 1939 wurde das seit-
dem sogenannte Kreuzviertel fast vollstdndig bebaut.

Das griinderzeitliche Strukturschema, das aus dem StralRennetz, der den StraRenraum begleitenden Be-
bauung (StralRenrandbebauung) und den von dieser Bebauung umschlossenen riickwartigen Bereichen
(Blockinnenbereiche) aufgebaut ist, gibt dem gesamten Stadtteil eine pragende stadtebauliche Ordnung.
Sie lasst das Kreuzviertel als homogene stadtebauliche Einheit erscheinen, obwohl die Blockréander
durchaus heterogen bebaut sind. So variieren zwischen den unterschiedlichen Quartieren sowohl Ge-
schosszahlen (zwischen Il und V) als auch Bauweise (von vollstdndig geschlossen tber offen mit engen
oder normalbreiten Bauwichen bis zu villenartiger Solitarbebauung).

Verbindend wirken neben der stadtebaulichen Struktur die heute noch zahlreichen Bauten aus Grinder-
zeit und Jugendstil mit ihren charakteristischen Vorgérten, Fassadengliederungen und Mansarddachern.
Das Steildach bzw. zumindest eine entsprechende AufRenwandgestaltung des Dachgeschosses ist die
pragende Dachform des Kreuzviertels geblieben; auch die Vorgarten bestimmen in weiten Teilen nach
wie vor den Gestaltungsduktus des offentlichen Raumes.

Das Kreuzviertel ist im Bereich der Straenrandbebauung tberwiegend von Wohnnutzung gepragt, die
durch Laden und Gastwirtschaften sowie kleinere gewerbliche Betriebe zur Versorgung des Gebietes er-
ganzt wird.

In den Blockinnenbereichen herrschte urspringlich gartnerische Nutzung vor. Inzwischen sind die rick-
wartigen Bereiche im Plangebiet zumindest teilweise mit gewerblichen Bauten, Wohngeb&uden oder Ga-
ragen- und Stellplatzanlagen bebaut. Dennoch ist die Begriinung der Blockinnenbereiche durch grof3kro-
nige Baume und Garten, wenn auch in unterschiedlicher Intensitéat, durchgangig wahrnehmbar.
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5. Planungsziele

Vorrangiges Ziel des Bebauungsplanes ist es, die ,griinen Lungen“ des Kreuzviertels zu erhalten und
deshalb die Blockinnenbereiche von weiterer Bebauung, weiterem Verkehr und weiterer Oberflachenver-
siegelung freizuhalten. Im Bereich der StralRenrandbebauung soll dagegen Bebauung wie bisher grund-
sétzlich moglich bleiben, sofern nachbarliche Belange und stadtebauliche Ordnung gewahrt werden.

Die Planung soll eine eindeutige planungsrechtliche Beurteilungsgrundlage fur Bauantrége im Blockin-
nenbereich darstellen. Daher sollen ergénzend Festsetzungen zu den Verkehrsflachen getroffen werden,
damit eine schliissige Definition der Begriffe - Strallenrandbebauung bzw. erste Baureihe und rickwaérti-
ge Grundstucksflachen bzw. Blockinnenbereiche - zeichnerisch und textlich gewéhrleistet ist.

6. Inhalte des Bebauungsplans

Die drei neuen Bebauungsplane fiir das Kreuzviertel folgen denselben Zielsetzungen. Sie enthalten des-
halb jeweils analoge zeichnerische und identische textliche Festsetzungen.

6.1 Grundzuge der Planung

Zur Verwirklichung der Planungsziele reicht ein einfacher Bebauungsplan aus, der lediglich die Grundzi-
ge der Planung enthalt, mithin vor allem Festsetzungen

- zu den Uberbaubaren Grundstucksflachen,

- zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs,

- zur Begriinung sowie

- zuden ortlichen Verkehrsflachen.

Mit der Planung wird der aus der Eigenart der naheren Umgebung sich ergebende Zulassigkeitsmalstab
nicht wesentlich geédndert. Gegentber dem bisher Zulassigen eréffnet die Planung jedenfalls keinerlei
neue Bebauungsmoglichkeiten. Zwar wird das Zulassigkeitsmerkmal ,iberbaubare Grundstticksflachen*
gegeniiber dem Status quo planerisch neu definiert; die festgesetzten Baugrenzen bewirken jedoch nur
eine partielle Veranderung in den Blockinnenbereichen und schranken auRerdem eine dort bisher beste-
hende Bebaubarkeit ein oder schlieBen sie ganz aus. Im Bereich der Strallenrandbebauung setzen die
Baugrenzen planerisch nur das um, was sich aus der Eigenart der ndheren Umgebung ohnehin als zu-
lassig ergibt. Die Ubrigen wesentlichen Zulassigkeitskriterien ,Art und MalR der baulichen Nutzung“ und
.Bauweise" bleiben unverandert wie bisher nach § 34 BauGB zu beurteilen.

6.2 Bauliche Nutzung und Baugestaltung

6.2.1 Art und Mal der baulichen Nutzung, Bauweise

Der vorliegende einfache Bebauungsplan differenziert im Wesentlichen nur zwischen tberbaubarer und
nicht tberbaubarer Grundstiicksflache; damit ist keine Aussage zum Malf3 der baulichen Nutzung verbun-
den. Vielmehr bleibt die Zuléssigkeit von Art und Mal3 der baulichen Nutzung, also insbesondere der
Baukorpergrof3e und -hohe sowie der Geschosszahl, weiterhin nach dem MafR3stab der ndheren Umge-
bung zu beurteilen (§ 34 BauGB). Dies kann in verschiedenen Fallen dazu fuhren, dass das festgesetzte
Baufenster durch einen Baukdrper nicht vollstdndig ausgeschopft werden kann, insbesondere dann,
wenn die ndhere Umgebung durch offene Bauweise gepréagt ist. Dass die GréRe des Baufensters eine
unmalfstébliche Bebauung erlaube, die sich nicht in die ndhere Umgebung einfiigen wirde, ist nicht zu
befurchten.

Lediglich fur Gebaude und Gebaudeteile, die in besonderem MalRe auf den Blockinnenbereich einwirken,
wird durch die textliche Festsetzung 1.3 die Anpassung von Trauf- und Firsth6hen an den dort vorhande-
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nen Bestand vorgeschrieben. Damit wird ausgeschlossen, dass die Stralenrandbebauung zum Mafl3stab
fur die Hohenentwicklung in den rickwértigen Bereichen werden und so indirekt zu einer unbeabsichtig-
ten Verdichtung fuhren kénnte.

6.2.2 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Festsetzung von tberbaubaren Grundsticksflachen ist das entscheidende Instrument zur Verwirkli-
chung der Planungsziele. Durch Beschrédnkung der Baufenster auf die Stralenrandbebauung wird si-
chergestellt, dass an anderen Stellen keine neue Bebauung zulassig ist. So ist vor allem die Freihaltung
der Blockinnen- und sonstigen rickwartigen Grundstiicksbereiche, vereinzelt jedoch auch die von Gérten
gewahrleistet, die durch Ecklage zum Stralenraum orientiert sind und das jeweilige Quartier in besonde-
rer Weise pragen. Fur alle drei Plangebiete im Kreuzviertel wurde das gleiche Planungsprinzip zugrunde
gelegt.

Blockrand

Unter der Zielvorgabe des Schutzes der ,griinen Lungen“ und der Freihaltung der rickwértigen Grund-
stiicksbereiche wurden die Bautiefen im Blockrand begrenzt. Die Festsetzung der riickwéartigen Baugren-
zen wurde jedoch auch an den 6rtlichen Verhaltnissen orientiert. Dabei wurden zunéchst die — auf den
Stral3enzug bezogen — pragende Tiefe des Bestands, dann die Blockabmessungen und nicht zuletzt die
Grundstiickstiefen berlcksichtigt. Fur diejenigen Baufenster, die nicht durch die Tiefe des Bestandes o-
der durch besondere einschrankende Grundstiicksverhaltnisse gekennzeichnet waren, wurde einheitlich
eine Bebauungstiefe von 14 m festgesetzt. Dieses bewéhrte und Ubliche MaR lasst Erweiterungen des
Bestandes zu und erlaubt ausreichenden Spielraum fir individuelle Grundrisse und Bauformen bei Neu-
bauten.

Mit der Vereinheitlichung der Baufenster ergeben sich zwar auf die einzelnen Grundsticke bezogen un-
terschiedliche Verhdltnisse, was die relative Dichte und Bebaubarkeit betrifft. Allerdings wirde in den
kleineren Blocken die vollige Gleichbehandlung der einzelnen Grundstiicke — etwa durch ein durchge-
hend gleiches Verhaltnis zwischen der zeichnerisch festgesetzten uberbaubaren Flache und der Grund-
stucksflache — eine nicht gewilinschte Verdichtung und starke Inanspruchnahme der rickwartigen Grund-
stucksflachen begriinden. Eine solche einseitige Orientierung der Baufenster an den Grundsticksgréf3en
wirde jedoch auch in grof3en Blocken zu keiner sinnvollen stadtebaulichen Ordnung filhren und das
wichtige Planungsziel des Erhalts der griinderzeitlichen Blockstruktur und ihrer Gérten in Frage stellen.
Insofern ist die mit der Vereinheitlichung der Baugrenzen verbundene Einschrénkung der individuellen
Bebauungsmadglichkeiten gerechtfertigt.

Gleichwohl nimmt die Planung zum Ausgleich zwischen den privaten und 6ffentlichen Belangen Ruck-
sicht auf unterschiedliche GrundsticksgréRen und -lagen. Neben der oben erlauterten Staffelung der
Bautiefen wurden zusatzlich die riickwartigen Baugrenzen durch die textliche Festsetzung 1.2 so flexibili-
siert, dass dort Anbauten Uber die Baufenster hinaus bis zu einer Bebauungstiefe von 20 m zuléssig sein
konnen. Die hierzu benannten MalRgaben sollen einerseits die kreuzviertel-typischen Anbauten ermégli-
chen, sie aber gleichzeitig auch so beschranken, dass stadtebauliche Konflikte mit der Nachbarbebauung
vermieden werden. Die sich ergebenden Bebauungsmdglichkeiten sind auf grof3en Grundstiicken ent-
sprechend deutlich groRer als auf kleineren. So werden planungsbedingt ungunstigere Verhaltnisse zwi-
schen Uberbaubarer Flache und Grundstucksflache ausgeglichen.

Einzelne im Blockrand neu geplante Baufenster stellen keine Nachverdichtung im Blockinnenbereich,
sondern eine Bebauungsoption im Blockrand dar. Den Eigentimern sollen an dieser Stelle im Ausgleich
zwischen ihren Interessen und den Planungszielen eine zugleich angemessene und begrenzte Bebau-
barkeit von bestehenden grof3en und im Sinne der ,griinen Lungen“ durchaus pragenden Eckgarten er-
mdglicht werden.

Rickwartige Grundstiicksflachen und Blockinnenbereiche

In den ruckwartigen Grundstiicks- und Blockinnenbereichen setzt der Bebauungsplan auch fir diejenigen
Flachen, die bisher nach § 34 BauGB bebaubar waren, aber unbebaut geblieben sind, keine neuen Bau-
fenster fest. Dies entspricht in Einzelféllen nicht den Interessen der Eigentimer. Die Anderung oder Auf-

B il vonsTer BEGRUNDUNG / Seite 5 von 10



A

Amt fir Stadtentwicklung
[ | Stadtplanung
Verkehrsplanung Bebauungsplan Nr. 479

hebung geltenden Planungsrechts steht jedoch grundsatzlich im Ermessen der Gemeinde; ein Rechtsan-
spruch auf Beibehaltung geltenden Planungsrechts besteht nicht. Auch haben Bebauungsplane keine
enteignungsrechtliche Vorwirkung. Ebenso wenig kann eine enteignungséhnliche Wirkung unterstellt
werden, da diese allenfalls aus einer Uberplanung privater Grundstiicke entstehen, die deren private Nut-
zungsmdoglichkeiten ausschlie3en. Dies ist hier jedoch nicht der Fall; fir die Grundstiicke bleibt im Ge-
genteil das private Nutzungsrecht der Eigentimer vollstéandig bestehen.

Eine Anderung ergibt sich allerdings in Bezug auf die zulassige bauliche Nutzung. Die Planung stellt in-
sofern eine Einschréankung bestehenden Rechts dar, als bis zur Aufstellung des Bebauungsplans ein
Baurecht auf den betroffenen Flachen bestand, das durch die Planung nun aufgehoben wird.

Fur die Frage, ob mit der Nutzungsrechtsanderung ein Eingriff in eine geschiitzte Rechtsposition verbun-
den ist, ist von entscheidender Bedeutung, ob von dem friiher bestehenden Baurecht innerhalb einer
nach den Regelungen des Baugesetzbuches (BauGB) bemessenen Frist Gebrauch gemacht worden ist.
Bestehende Bebauungsmaglichkeiten sind nach § 42 BauGB (Entschadigung bei Anderung oder Aufhe-
bung einer zuléssigen Nutzung) nur innerhalb von 7 Jahren nach Beginn ihrer Zuléassigkeit geschutzt;
nach Ablauf dieser Frist besteht bei einer Uberplanung durch die Gemeinde kein Entschadigungsan-
spruch mehr.

Wenn das Nutzungsrecht mehr als 7 Jahre vor Aufstellung des Bebauungsplans bestand, aber nicht aus-
gelibt wurde, ist daher nicht die zulassige Nutzung des Grundstiicks maRRgebend, sondern nur die tat-
sachlich ausgeiibte Nutzung. Sofern es sich bei den betroffenen riickwartigen Flachen um Garten bzw.
begrinte Flachen handelt, wird durch die Planung in die verwirklichte Nutzung in keiner Weise einschran-
kend eingegriffen, sie wird im Gegenteil mit dem Bebauungsplan geschiitzt. Zwar verliert das Grundstiick
an Wert, solche Verluste gehoéren aber zu den Risiken, mit denen Grundeigentum grundsétzlich behaftet
ist. Sie begrinden keinerlei Anspruch gegentber der planenden Gemeinde, da kein tatsachlicher Scha-
den eingetreten ist, sondern nur eine Mdglichkeit entfallt, die der Eigentimer jedoch bisher Gber viele
Jahre nicht wahrgenommen hat.

Eine andere rechtliche Situation liegt vor, wenn der Anspruch auf Hinterlandbebauung unmittelbar vor
Aufstellung des Bebauungsplans tatsachlich — z.B. durch einen entsprechenden Bauantrag — geltend ge-
macht worden ist. Eine Baugenehmigung ist eine geschitzte Rechtsposition, deren Einschrankung als
Eingriff in Eigentiimerrechte zu werten ist. In einem solchen Fall stellt die Bebauungsplanung einen Ein-
griff in die zulassige Nutzung dar, der entsprechende Entschadigungsanspriiche nach sich ziehen kann.

Aber auch wenn sich die Rechtspositionen unterscheiden, ist die Betroffenheit der Eigentiimer in beiden
Fallen nachvollziehbar. Nicht umsonst sind die verfassungsrechtlich geschitzten Eigentiimerbelange in
der Bebauungsplanung auch besonders zu beriicksichtigen. Ein Bebauungsplan bestimmt mit seinen
Festsetzungen Inhalt und Schranken des Grundeigentums; deshalb geniel3t der Eigentumsschutz bei der
Planung Vorrang. Wenn dieser sich — wie in den vorliegenden Féllen — jedoch mit den Planungszielen
nicht vereinbaren lasst und Eingriffe in das Eigentum nicht vermeidbar sind, missen sie aus Griinden
des Gemeinwohls gerechtfertigt sein.

Solche Griinde liegen mit der Zielsetzung des Bebauungsplanes vor. Der Schutz der ,griinen Lungen* in
den rickwartigen Bereichen soll Wohnruhe und 6kologischen Ausgleich zu der hohen baulichen Dichte
des Kreuzviertels schaffen; dies sind stadtebauliche Steuerungs- und Ordnungsziele, die dem Gemein-
wohl dienen. Um diese Ziele zu verwirklichen, soll die Bebauungsplanung die bestehenden Griin- und
Freiraumstrukturen in den riickwartigen Bereichen sichern und keine weiteren die Wohnqualitat beein-
trAchtigenden Nutzungsintensivierungen zuzulassen. Daraus folgt, dass gerade in den riickwértigen Be-
reichen, in denen nach ,altem’ Recht gebaut werden konnte, dieses frihere Planungsrecht aufzuheben
ist.

Deshalb sind die Eigentimerinteressen nicht nur jeweils im Einzelfall, sondern auch im Zusammenhang
aller drei Bebauungspléne fiir das Kreuzviertel zu sehen. Entsprechend dem dezidierten politischen Auf-
trag, die griinen Lungen ohne eine weitere Intensivierung von Haupt- und Nebennutzungen zu schiitzen,
wurden in keinem rickwartigen Bereich des Kreuzviertels neue Baufenster festgesetzt. Wirde einzelnen
Interessen gefolgt, missten aus Gleichbehandlungsgrinden in einer Vielzahl von ahnlichen Fallen im
Kreuzviertel bestehende Bebauungsmdéglichkeiten in den Blockinnenbereichen durch Festsetzung von
Uberbaubaren Grundstiicksflachen planungsrechtlich gesichert werden. Damit wirden friher bestehende
Verdichtungsmoglichkeiten aktiv neu angeboten. Dies ware mit den grundlegenden Planungszielen
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schlechterdings nicht vereinbar; nach ,altem’ Planungsrecht nicht zu verhindernde Verdichtung soll daher
durch die Planung fur die Zukunft ausdriicklich ausgeschlossen werden.

In Blockinnen- und sonstigen rickwartigen Grundstucksbereichen werden lediglich die vorhandenen und
genehmigten Hauptnutzungen in ihrem Bestand gesichert, so dass dort auch Umnutzung oder Neubau
zulassig bleiben. Mit Ricksicht auf die Planungsziele werden die Baufenster jedoch eng am Bestand ori-
entiert. Ein nach geltendem Planungsrecht zulassiges Gebaude geniel3t aktiven Bestandsschutz.

Ein genereller Verzicht auf Baufenster fur den riickwértigen Bestand wirde diesen aufheben und die Be-
standsgebaude auf passiven Bestandsschutz reduzieren; dies wirde rechtlich einen unmittelbaren und
gravierenden Eingriff in grundgesetzlich geschitztes Eigentum darstellen. Zwar wirde eine solcherma-
Ben restriktive Planung einer konsequenten Umsetzung des wesentlichen Planungszieles entsprechen;
sie wurde deshalb im Bebauungsplanverfahren auch sorgféaltig erwogen und geprift. Nach Abwéagung
der o6ffentlichen und privaten Belange wurde sie jedoch verworfen; der Eingriff in das bebaute Grundei-
gentum erscheint im Verhdltnis zum Nutzen als ungerechtfertigt, da eine solche Planung nur in den — in
ungewisser Zukunft liegenden — Einzelfallen erfolgreich wére, in denen der Gebaudebestand aufgegeben
wirde.

6.2.3 Firstrichtung, Dachform, Material, Farbgebung, Werbeanlagen

Auf gestalterische Festsetzungen kann unter der gegebenen Zielsetzung verzichtet werden, da die An-
passung an den gestalterischen Rahmen des Kreuzviertels in besonders sensiblen Bereichen weiterhin
durch die Erhaltungssatzung Nordviertel und insbesondere in der Ndhe von Baudenkmélern durch den
im Denkmalschutzgesetz verankerten Umgebungsschutz sichergestellt ist.

6.2.4 Stellplatze, Nebenanlagen

Zweites wesentliches Steuerungsinstrument sind die getroffenen Festsetzungen zum ruhenden Verkehr.
Um in den Blockinnenbereichen insbesondere die Wohnruhe zumindest kiinftig wirksam zu schitzen, ist
der Ausschluss von oberirdischen Stellplatzen und Garagen auf3erhalb der Giberbaubaren Flachen unum-
ganglich. Solche Anlagen bleiben lediglich in den seitlichen Abstandflachen zulassig, allerdings nur so-
weit diese nicht zu Stra3enverkehrsflachen orientiert sind. Damit wird sichergestellt, dass die durch den
Abstand zwischen StralRenbegrenzungslinie und stral3enseitiger Baugrenze definierten Vorgartenflachen
in jedem Fall, auch bei Eckgrundstiicken, freigehalten werden.

Die sich daruber hinaus ergebende Pflicht zum Bau von Tiefgaragen, die bei wesentlichen Nutzungsan-
derungen und Neubauten zum Tragen kommt, ist zwar gegentuber oberirdischen Anlagen mit héheren
Kosten fur die Bauherren verbunden. lhr stehen jedoch das stédtebauliche Schutzziel und fiir die Eigen-
timer ein Gewinn an Wohnqualitat gegentber. Zur Erleichterung dirfen Tiefgaragen nicht nur unter dem
Haus, sondern auch unter nicht tGberbaubaren Grundsticksflachen errichtet werden. Diese Regelung
schlie3t auch die zugehérigen Rampen ein, sofern sie - aus Larmschutzgriinden - baulich geschlossen
sind.

Zwar verbleibt bei Tiefgaragen der dkologische Nachteil einer grol3eren Versiegelung als zumindest bei
solchen oberirdischen Stellpléatzen, die mit versickerungsfahigem Belag ausgefiihrt werden. Dieser Nach-
teil ist jedoch wegen der bei Versickerung zugleich gegebenen Grundwasserbelastung mit Schadstoffen
zu relativieren und v.a. gegenuiber dem stadtebaulichen und funktionalen Gewinn an Lebensqualitat und
Wohnruhe als nachrangig zu werten.

Ferner ist durch den hohen Anteil an erhaltenswerten und denkmalgeschitzten Geb&uden im Kreuzvier-
tel eine flachendeckende Neubebauung mit Tiefgaragen in der Praxis kaum mdglich. Selbst wenn in ei-
nem Blockinnenbereich mehrere Tiefgaragen entstehen, wird daneben noch gentigend nicht unterbaute
Blockinnenflache verbleiben, die fur Gruppen von GroRb&dumen ausreicht. Durch die textliche Festset-
zung 1.9 ist auBerdem sichergestellt, dass die Tiefgaragen selbst mit einer Erdiiberdeckung versehen
werden, die eine intensive Bepflanzung, also auch mit Biischen und Stréuchern, erlaubt.
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Die bestehenden Stellplatz- und Garagenanlagen in Blockinnenbereichen und Vorgérten geniel3en ledig-
lich noch Bestandsschutz, so dass Neuanlagen oder Erweiterungen kiinftig nicht mehr mdoglich sind. Al-
lerdings schlieRt der passive Bestandsschutz wesentliche Anderungen jeder Art aus, selbst wenn sie ei-
ne Verbesserung in 6kologischer, gestalterischer oder larmtechnischer Hinsicht darstellen wiirden. Um
solche Optimierungen im Bestand dennoch zu ermdglichen, enthalten die textlichen Festsetzungen eine
Ausnahmeregelung, die die Vertraglichkeit mit den Planungszielen sichert.

6.2.5 Freiflachen, Begriinung

Die getroffenen textlichen Festsetzungen dienen dazu, die Begriinung versiegelter bzw. bebauter Grund-
stuicksbereiche zu beférdern. Die Festsetzungen zu Tiefgaragen werden durch eine Regelung flankiert,
die ausreichende Erdiberdeckung und Bepflanzbarkeit sicherstellt. Im Sinne planerischer Zuriickhaltung
wird auf weitergehende Festsetzungen verzichtet; die gartnerische Ausgestaltung der ,griinen Lungen*
soll in der Verantwortung der Bewohner und Eigentiimer bleiben.

6.3 Verkehrsflachen / Erschlielung

Das Netz der &uReren ErschlieBung im Kreuzviertel wird als StraRenverkehrsflachen festgesetzt. Im Un-
terschied dazu werden vorhandene Stiegen in riickwartigen Bereichen nur dann als Verkehrsflachen fest-
gesetzt, wenn sie neben dem StralBennetz der Verknupfung der Quartiere fur FuRgénger und Radfahrer
dienen. Dabei werden sie zur Unterscheidung zwischen StralRenrandbebauung und riickwéartigen Grund-
stiicksbereichen nicht als StraRenverkehrsflachen, sondern als Verkehrsflachen besonderer Zweckbe-
stimmung festgesetzt. Damit sind die in den textlichen Festsetzungen verwendeten Begriffe hinreichend
bestimmt.

Fur Vorgartenbereiche, die zum Teil in den Uberlagerten Bebauungsplanen als Stral3enverkehrsflachen
festgesetzt sind, wird nur dann noch eine solche Festsetzung vorgesehen, wenn die stadtebauliche Ge-
samtsituation es in Einzelféllen - etwa zur Fortsetzung von Stellplatzanlagen im Stral3enraum - erfordert.

Auf eine dezidierte Festsetzung der internen privaten Erschlielung vorhandener Geb&ude im Blockin-
nenbereich wird verzichtet, da die Regelung der Anbindung an das offentliche Wegenetz der privaten
Vereinbarung der betroffenen Grundstiickseigentimer Uberlassen bleiben bzw. ggfs. erganzend durch
Baulast gesichert werden kann.

6.4 Ver-und Entsorgung / technische Infrastruktur

Die im Plangebiet im Bereich der Stral3enverkehrsflachen vorhandenen Versorgungsanlagen werden pla-
nungsrechtlich gesichert.

6.5 Gemeinbedarf/soziale Infrastruktur

Im Plangebiet sind keine Gemeinbedarfseinrichtungen zu bertcksichtigen.

6.6 Immissionsschutz

Festsetzungen zum Immissionsschutz sind nicht erforderlich, da der Bebauungsplan keine Festsetzun-
gen zur Art der Nutzung enthalt und nahezu vollstandig bebauten Bestand Uberplant, also keinerlei neu-
en Baugebiete ausweist. Zwar werden Baugrenzen an Hauptverkehrsstral3en festgesetzt; mit ihnen wer-
den aber keine Bebauungsmadglichkeiten eréffnet, die nicht bereits im planungsrechtlichen Status quo
gegeben wéren. Auch eine Bebauung nach § 34 BauGB unterliegt dem Anspruch der Wahrung gesunder
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Wohn- und Arbeitsverhéltnisse. Es ist absehbar, dass dieses Kriterium wie in den vergleichbaren Féllen
bisher im Baugenehmigungsverfahren geprift und ggfs. durch passive LarmschutzmalRnahmen erflllt
werden kann.

6.7 Altlasten / Altstandorte

Festgestellte Altlasten und Altlastenverdachtsflachen sind im Plangebiet nicht vorhanden.

6.8 Denkmalschutz / Arché&ologie

Im Plangebiet befindet sich eine Reihe von eingetragenen Baudenkmalen und erhaltenswerten Gebau-
den; sie werden jeweils nachrichtlich in den Plan Gbernommen. Die textlichen Festsetzungen enthalten
einen Hinweis zu Bodendenkmalen. Naturdenkmale sind im Plangebiet nicht vorhanden.

7. Auswirkungen auf die Umwelt

Die aus dem wesentlichen Planungsziel, Erhalt der ,griinen Lungen” des Kreuzviertels, entwickelten Pla-
nungsinhalte schranken bisher mégliche Immissionen in den Blockinnenbereichen ein, begrenzen die
dortige Versiegelung und sorgen fir weitreichende Begriinung. Durch den rdumlichen Umfang der Pla-
nung wird die Situation im Hinblick auf Immissionen und 6kologische Wertigkeit nicht nur blockbezogen,
sondern stadtraumlich nachhaltig verbessert.

Der Bebauungsplan eroffnet keine Bebauungsmdglichkeiten, die nach bisherigem Planungsrecht im un-
bebauten Innenbereich nicht bereits zulassig waren, sondern schrankt im Gegenteil solche Mdglichkeiten
ein. Die Zulassigkeit eines UVP-pflichtigen Vorhabens wird nicht begriindet. Wegen der eindeutigen Ziel-
richtung der Planung bestehen auch keine Anhaltspunkte dafir, dass Umweltschutzgiter beeintrachtigt
werden kdnnten. Da hiermit die Voraussetzungen fiir das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB erfullt
sind, kann auf eine Umweltprifung verzichtet werden.

8. Gesamtabwagung

Erholungsrdume in dicht besiedelten Stadtbereichen zu erhalten, ist ein bedeutender stadtebaulicher Be-
lang. Burgerschaft und Politik haben dieses Ziel fir das Kreuzviertel formuliert, da es mit seiner spezifi-
schen Struktur der durchgriinten Hofe und Garten in den riickwartigen Bereichen gute Voraussetzungen
bietet, solche Ruhezonen mit 6kologischen und visuellen Qualitaten zu schaffen und zu schitzen.

Da das Kreuzviertel nahezu vollstédndig bebaut und derzeit planungsrechtlich unbeplanter Innenbereich
ist, 16st die Planung kein Ausgleichserfordernis nach Bundesnaturschutzgesetz aus. Durch die Festset-
zungen des Bebauungsplans werden Immissionen in den Blockinnenbereichen verringert und die 6kolo-
gische Situation im Plangebiet nachhaltig verbessert.

Die Planung setzt die Vorgaben mit mdglichst geringen planerischen Eingriffen um. Dennoch lassen sich
Einschréankungen flr privates Grundeigentum in den rickwartigen Bereichen nicht vollig vermeiden. Die
Betroffenheit der Eigentiimer ist nachvollziehbar; nicht umsonst sind die verfassungsrechtlich geschitz-
ten Eigentiimerbelange in der Bebauungsplanung auch besonders zu bertcksichtigen. Ein Bebauungs-
plan bestimmt mit seinen Festsetzungen Inhalt und Schranken des Grundeigentums; deshalb geniel3t der
Eigentumsschutz bei der Planung Vorrang. Wenn dieser sich — wie in den vorliegenden Fallen — jedoch
mit den Planungszielen nicht vereinbaren lasst und Eingriffe in das Eigentum nicht vermeidbar sind,
missen sie aus Griinden des Allgemeinwohls gerechtfertigt sein.

Solche Griinde liegen mit der Zielsetzung des Bebauungsplanes vor. Der Schutz der ,griinen Lungen* in
den rickwartigen Bereichen soll Wohnruhe und 6kologischen Ausgleich zu der hohen baulichen Dichte
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des Kreuzviertels schaffen; dies sind stéadtebauliche Steuerungs- und Ordnungsziele, die dem Allgemein-
wohl dienen. Die bei der Umsetzung dieser Ziele nicht vermeidbaren Eingriffe in das Eigentum sind daher
als gerechtfertigt anzusehen.

9. Realisierung der Planung / Durchfihrungsmafnahmen

Die Planung regelt die Zuldssigkeit von Bebauung und ruhendem Verkehr auf den vorhandenen und er-
schlossenen Grundstiicken. Realisierungs- oder DurchfihrungsmafRnahmen sind nicht erforderlich und
nicht geplant.

Diese Begrundung dient gemal 8 9 (8) BauGB als Anlage zu dem durch den
Rat der Stadt Minster am 08.11.2006 als Satzung beschlossenen Bebauungs-
plan Nr. 479: Grevener Stralle / Friesenring / Martin-Luther-StraRe / Mel-
chersstralle.

Minster, 10.11.2006

Tillmann (L.s)

Dr. Tillmann
Oberblrgermeister
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